
Göppingen

Kind gerät unter Kranwagen
Mit lebensgefährlichen Verletzungen ist ein 
zehn Jahre alter Bub am Donnerstagmittag 
nach einem Unfall in Göppingen per Rettungs-
hubschrauber in eine Stuttgarter Klinik geflo-
gen worden. Der Junge war gegen 12.30 Uhr 
von einem Kranwagen überrollt worden. Das 
hat die Polizei mitgeteilt. Gemeinsam mit meh-
reren Gleichaltrigen war der Schüler eine ab-
schüssige Wiese hinuntergerannt, konnte ver-
mutlich nicht mehr rechtzeitig vor der Straße 
stoppen und geriet unter den 70-Tonner. Des-
sen 50-jähriger Fahrer hatte laut der Polizei 
keine Möglichkeit mehr, rechtzeitig zu reagie-
ren. Die Polizei sucht nun nach Zeugen. eas

Böblingen

Ergebniskorrektur bei Grünen
Bei der Landtagswahl hat die Gewinnerin des 
Direktmandats im Wahlkreis 5 (Böblingen) 
noch knapper abgeschnitten als am Wahlabend 
gemeldet wurde. Laut dem amtlichen End-
ergebnis hat Thekla Walker gegenüber dem 
unterlegenen Paul Nemeth (CDU) nur 37 Stim-
men mehr bekommen. Wie der Kreiswahlaus-
schuss im Böblinger Landratsamt am Mittwoch 
feststellte, wurden für Nemeth drei Stimmen zu 
wenig gezählt. Am prozentualen Ergebnis än-
dert sich jedoch nichts. Walker kam auf 
27,7 Prozent, Nemeth auf 27,6 Prozent. Außer-
dem wurde für Bernd Murschel (Grüne) im 
Wahlkreis 6 eine Stimme zu wenig erfasst. gig

Esslingen 

Katie Melua auf der Burg
Die Organisatoren der Konzerte auf der Esslin-
ger Burg kündigen einen absoluten Höhepunkt 
an. Am Sonntag, 24. Juli, wird die Popsängerin 
Katie Melua das alte Gemäuer über der alten 
Reichsstadt zum Beben bringen. Die britische 
Sängerin und Komponistin georgischer Ab-
stammung hat im Lauf ihrer Karriere viele Prei-
se eingeheimst, darunter mehrfach den Echo 
und die Goldene Kamera. Die 31-Jährige ordnet 
ihre Musik unter die Genres Pop, Jazz, Blues 
und Folk ein. Wer sich davon überzeugen 
möchte, sollte sich nach dem Beginn des 
Kartenvorverkaufs ein Ticket für das Melua-
Konzert auf der Burg sichern. jüv
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Vizelandrat tritt als Chef der Abfallverwertung zurück

P
aukenschlag zu Beginn der Auf-
sichtsratssitzung der Ludwigs-
burger Kreis-Abfallentsorgung AVL

am Donnerstag: vor dem Einstieg in die Ta-
gesordnung hat der Vizelandrat Utz Rem-
linger erklärt, dass er von seinem Amt als
AVL-Geschäftsführer zurücktrete. Er wol-
le damit „einen Neuanfang
und den Wiederaufbau von
Vertrauen ermöglichen“, sag-
te Remlinger. Er zog damit die
Konsequenz aus wachsender
Kritik an der AVL. Zuletzt war
bekannt geworden, dass auf
der Deponie Froschgraben in
Schwieberdingen Asbest wo-
möglich nicht gesetzeskon-
form abgelagert worden war. 

„Die Verstöße, so sie be-
gangen wurden, sind in
höchstem Maße ärgerlich und
rufen berechtigte Kritik her-
vor“, sagte Remlinger. Ärger-
lich sei das vor allem, weil die
AVL gewusst habe, dass eine
Schwieberdinger Bürgerinitiative Ende
2015 per Fotoapparat auf der Suche nach
Verstößen gegen die Deponieverordnung
gewesen sei. Dennoch sei nicht belegbar,
dass die Abfälle in der Deponie wie vorge-
schrieben spätestens nach einer Woche mit
Erde oder Kies bedeckt worden seien. Er
habe sich „keiner groben Pflichtverstöße
schuldig gemacht“, sei aber als Geschäfts-
führer in der Verantwortung. 

Besondere Brisanz erhielten die Asbest-
Vorwürfe, weil die AVL bereits seit Mona-
ten in der Kritik ist. Sie hatte verschwiegen,
dass sie über Jahre hinweg Abfälle aus ato-
maren Anlagen im Landkreis Karlsruhe in 
den beiden Deponien in Schwieberdingen
und Vaihingen/Enz-Horrheim abgelagert

hatte. Dies gelangte erst an die
Öffentlichkeit, als der Lud-
wigsburger Landrat Rainer
Haas bekanntgab, dass der
Kreis auf seinen Deponien
rund 3300 Tonnen Bauschutt
des stillgelegten Kernkraft-
werks Neckarwestheim depo-
nieren müsse, und zwar des-
halb, weil ein Teil der Anlage
auf dem Gebiet des Kreises
Ludwigsburg liegt.

Die Kombination dieser
Vorgänge löste in Schwieber-
dingen große Entrüstung aus.
Der Gemeinderat will die AVL
im April auffordern, in
Schwieberdingen keine Rest-

stoffe aus atomaren Anlagen mehr zu depo-
nieren. Die Bürgerinitiative, die die Asbest-
Verstöße fotografiert hat, sieht das Ver-
trauen in die AVL ebenso wie der Bürger-
meister Nico Lauxmann stark beschädigt. 

Die Aufsichtsräte dankten Remlinger
für seine Arbeit und erklärten die Aufarbei-
tung der Vorwürfe gegen die AVL damit für
abgeschlossen. „Das ist ein notwendiger
Schritt, um das Vertrauen wiederherzustel-

len“, sagte Steffen Döttinger (Freie Wäh-
ler). „Für uns ist die Sache jetzt erledigt“, 
sagte Peter-Michael Valet (Grüne).

Das Amt des AVL-Chefs soll übergangs-
weise vom Kreiskämmerer Albert Walter
ausgeübt werden. Remlingers Rücktritt ist
nicht die einzige Konsequenz aus der Krise.
Der Landrat Rainer Haas erklärte, dass der

Schwieberdinger Deponieleiter versetzt
worden sei. Der erste Schritt, das Vertrauen
zurückzugewinnen, ist laut Haas getan: die
Asbest-Anlieferungen seien gestoppt wor-
den. Derweil prüft das Regierungspräsi-
dium Stuttgart, ob die AVL gegen die De-
ponieverordnung verstoßen hat. Dafür
droht ein Bußgeld von bis zu 50 000 Euro.

Ludwigsburg Utz Remlinger zieht die Konsequenz aus wachsenden 
Vorwürfen gegen die AVL. Von Markus Klohr

D
er Ludwigsburger Vizelandrat Utz
Remlinger tritt als Chef der Kreis-
Abfallverwertung zurück. Er über-

nimmt damit die Verantwortung für etwas,
an dem er wahrscheinlich gar nicht schuld
ist: die womöglich mangelhafte Deponie-
rung von Asbest auf den AVL-Deponien.
Tatsächlich geht es keineswegs darum, dass
man sich in Schwieberdingen jetzt vor As-
bestvergiftungen fürchtet, sondern es geht
darum, dass man einem Unternehmen,
dass sich anscheinend nicht immer an die
Deponieverordnung gehalten hat, nicht 
mehr vertraut – besonders, weil die De-
ponierung weiterer heikler Reststoffe aus
Neckarwestheim ansteht. 

Was Remlinger sich tatsächlich vorzu-
werfen hat: er hatte bei der Einschätzung
von solchem Bauschutt eine zu formale
Sichtweise. Rechtlich gelten diese Stoffe als

normaler Schutt. Zu verschweigen, dass die
AVL bereits kleinere Mengen solcher Stof-
fe aus dem Kreis Karlsruhe abgelagert hat,
war jedoch ein herber Lapsus – denn allein
deren Herkunft macht die Stoffe brisant.
Das dürfte der eigentliche Grund seines
Rücktritts sein.

Spannend ist dabei zweierlei. Weder der
Landrat noch ein AVL-Verantwortlicher
haben je erklärt, sicher zu sein, dass die
Vorwürfe schlampiger Asbestdeponierung
haltlos seien. Offenbar war das interne Ver-
trauen in den Deponieleiter nicht groß ge-
nug. Zweitens dürfte man sich jetzt im Enz-
kreis fragen, warum dieser Mann für
Schwieberdingen nicht mehr haltbar ist, 
für die Deponie Hamberg in Maulbronn
aber durchaus. Mit dem Rücktritt ihres
Chefs ist die AVL bei der Bewältigung der
Vertrauenskrise keinen Schritt weiter.

Ein Abgang mit Ansage
Rücktritt Dass die Bürger der Kreis-Abfallverwertung nicht mehr vertrauen, ist 

allein mit einem Rücktritt nicht zu beheben. Von Markus Klohr

Kommentar

T
rotz des Wahlerfolgs der AfD bei der
Landtagswahl am vergangenen
Sonntag will der Göppinger Ober-

bürgermeister Guido Till (CDU) an seiner 
Flüchtlingspolitik festhalten. Der Göppin-
ger Weg der dezentralen Unterbringung sei
richtig, sagte Till. Gegenwärtig leben mehr
als 1000 Flüchtlinge in der Stadt. Aller-
dings forderte der OB in einer Grundsatz-
rede vor dem Gemeinderat eine „klar defi-
nierte Obergrenze“. 

Als Abkehr vom Kurs der Bundeskanzle-
rin Angela Merkel, deren Flüchtlingspoli-
tik Till bisher treu unterstützte, will er dies
nicht verstanden wissen. Schließlich legt
Till die Messlatte für die Obergrenze weit
nach oben. Während der CSU-Chef Horst
Seehofer eine Zahl von bundesweit
200 000 als Grenze genannt hatte, erklärte
Till, es dürften 2016 nur nicht mehr Men-
schen kommen als im vergangenen Jahr. 
Da waren es 1,1 Million gewesen. 

Voraussetzung sei, dass man sich auf
diejenigen Menschen konzentrieren kön-
ne, die wirklich vor Krieg und Gewalt flüch-
teten. Zudem müssten Bund und Land eine
verlässliche Planung ermöglichen. „Wenn
der Oberbürgermeister nicht weiß, mit wie
vielen Flüchtlingen seine Kommune zum
Jahresende zu tun hat, wie soll dann die Be-
völkerung Vertrauen fassen“, sagte Till. 

Gleichzeitig kündigte er an, seinerseits
über die Flüchtlingspolitik noch offensiver
informieren zu wollen. Das Wahlergebnis
vom Sonntag zeige, dass es auch in Göppin-
gen in einem „nicht unerheblichen Teil der
Bevölkerung“ Ängste gebe. „Die müssen wir
ernst nehmen“, sagte Till. Am Sonntag war
die AfD in der Stadt auf 18,1 Prozent geklet-
tert. Im Stadtteil Ursenwang wurde sie mit
mehr als 30 Prozent sogar stärkste Partei.
Till betonte, dass die subjektive Wahrneh-
mung vieler Menschen nicht mit Fakten zu
belegen sei. Und es gebe in Göppingen nach
wie vor keinen objektiven Grund, aus Angst
vor der Zukunft, aus Besorgnis vor Flücht-
lingen, aus Unbehagen dem Fremden
gegenüber oder aus anderen Gefühlen und
Sorgen heraus die AfD zu wählen. kew

Göppingen Guido Till: In diesem 
Jahr sollten nicht mehr 
Flüchtlinge kommen als 2015.

Rathauschef 

für Obergrenze
Berlins Pläne schlagen in der Stauregion ein

D
er am Mittwoch veröffentlichte
Bundesverkehrswegeplan, der
Straßen- und Schienenbauprojekte

bis zum Jahr 2030 ihrer Dringlichkeit und
damit ihrer Realisierbarkeit nach einord-
net, ist in der Region Stuttgart auf unter-
schiedliche Resonanz gestoßen. So hat Ro-
land Klenk (CDU), der Oberbürgermeister
von Leinfelden-Echterdingen, ausdrück-
lich begrüßt, dass der Ausbau der B 27 zwi-
schen Aich und seiner Stadt in den vor-
dringlichen Bedarf eingestuft worden ist.
„Damit ist die Chance deutlich gestiegen,
dass dieses wichtige Projekt auch bald ver-
wirklicht wird“, sagte er. 

Allerdings ist es aus Sicht des Rathaus-
chefs, der auch im Regionalparlament sitzt,
ebenso wichtig, den öffentlichen Nahver-
kehr zu fördern und die S-Bahn im Bal-
lungsraum Stuttgart zu einem leistungsfä-
higen Netz auszubauen. „Wenn Stuttgart 
den Titel Stauhauptstadt loswerden soll,
muss in die komplette Verkehrsinfrastruk-
tur investiert werden“, betonte er. Neben
Schienenprojekten nannte er als Beispiele 
auch die Überlegungen für den Ausbau der 
Filderauffahrt oder des sogenannten Nord-
ostrings, die Verbindung zwischen der B 27
bei Kornwestheim und der B 14 im Remstal,
der von der Bevölkerung vor Ort allerdings
massiv abgelehnt wird. 

Der Filderstädter Bundestagsabgeord-
nete Matthias Gastel (Grüne) hält den Aus-
bau der B 27 ebenfalls für „eine gute Sa-
che“. Lieber hätte es der frühere Filder-
städter Stadtrat jedoch gesehen, die Trasse
wäre nicht nur in den „Vordringlichen Be-
darf“ eingestuft, sondern noch mit dem At-
tribut „Engpass-Beseitigung“ versehen 
worden. „Aus meiner Sicht wäre diese Ein-
stufung richtig, um die besondere Dring-
lichkeit und Bedeutung zu verdeutlichen.“ 

Die B 10 im Neckartal 

Erstaunen bis Ablehnung dagegen erntet
die Aufnahme des sechsspurigen Ausbaus
der B 10 zwischen der Stuttgarter Wilhelma
und Plochingen in das Planwerk. Der
Kirchheimer Landtagsabgeordnete und
verkehrspolitische Sprecher der Grünen-
Fraktion, Andreas Schwarz, stuft das Pro-
jekt als „nicht sinnvoll“ ein. Darüber seien
sich die Fraktion der Grünen und das Lan-
desverkehrsministerium einig. Zum einen
sei für einen solchen Ausbau kein Platz im 
Neckartal, zum anderen „würde er die Ver-
kehrsprobleme nicht beheben“. Den Aus-
bau habe das Land auch gar nicht angemel-
det, offenbar habe ihn der Bundesverkehrs-
minister Alexander Dobrindt (CSU) „per 
copy and paste“ vom alten Entwurf des
Bundesverkehrswegeplans übernommen.

Tatsächlich habe das Land den Ausbau,
auch wegen der technischen Schwierigkei-
ten, als „nachrangiges Projekt“ eingestuft,
bestätigt der Sprecher des Verkehrsminis-
teriums in Stuttgart, Edgar Neumann. In 
seiner Behörde sei man zwar froh, dass der 

Bund so viele Projekte im Land in den „vor-
dringlichen Bedarf“ aufgenommen habe,
aber manche Entscheidung sei nicht nach-
vollziehbar. In Stuttgart hätte man es lieber
gesehen, wenn der Bund andere Prioritä-
ten gesetzt hätte. Der Landtagsvizepräsi-
dent Wolfgang Drexler (SPD) sagt, er könne
über den Vorschlag nur den Kopf schütteln.
Auf der Esslinger Gemarkung sei der Aus-
bau überhaupt nicht realisierbar, es sei
denn, so Drexler ironisch, „man verlagert
Esslingen auf den Neckar“. Einen solchen
Vorschlag könne nur jemand machen, der
die örtlichen Verhältnisse nicht kenne. 

Albaufstieg und B 10 bis Geislingen

Mit sehr gemischten Gefühlen sind auch im
Kreis Göppingen die Zielsetzungen des
Bundesverkehrswegeplans aufgenommen
worden. Beifall gibt es für die Priorisierung
des A-8-Albaufstiegs als sogenanntes „fest
disponiertes Projekt“. Die Pläne zum Wei-
terbau der B 10 lediglich bis Geislingen-
Mitte werden allerdings kontrovers bewer-
tet. Während die CDU darin „eine frohe
Botschaft aus Berlin“ erkennt und den
Bundesverkehrsminister lobt, Wort gehal-
ten zu haben, fordert der Landrat Edgar
Wolff angesichts des drohenden Flaschen-
halses die Aufnahme der gesamten Strecke
von Gingen bis Geislingen-Ost in den „Vor-
dringlichen Bedarf“. Auch die SPD bezeich-
net die Berliner B-10-Entscheidung als völ-
lig unbefriedigend, weil Geislingen nicht in
einem Zug entlastet werden kann. 

Der Nordostring
Der Nordostring taucht – wie der achtspu-
rige Ausbau der A 81 zwischen Pleidelsheim
im Kreis Ludwigsburg und Stuttgart-Zuf-
fenhausen – unter der Überschrift „Weite-
rer Bedarf“ (WB) auf. Zu dieser Kategori-
sierung heißt es im Bundesverkehrwege-
plan: „In die Dringlichkeitskategorie WB
werden Vorhaben eingestuft, denen ein
grundsätzlicher verkehrlicher Bedarf zuge-
schrieben wird, deren Investitionsvolumen
jedoch den voraussichtlich bis 2030 zur
Verfügung stehenden Finanzrahmen über-
schreitet.“ Da schon unsicher ist, ob alle
Projekte, die in wichtigere Kategorien ein-
gestuft sind, finanziert werden können, gilt
diese Einordnung als moderne Form des 
Kanzleitrosts. Auch der Grünen-Bundes-
tagsabgeordnete Matthias Gastel sieht das 
so: „Damit dürfte der Nordostring keine 
Realisierungschance haben.“ Das Projekt
gehöre aus dem Plan gestrichen.

Das verlangt auch der Fellbacher Ober-
bürgermeister Christoph Palm (CDU), der 
mit „völligem Unverständnis auf diesen un-
sinnigen Wiederbelebungsversuch“ re-
agiert: „Wie kann man nur so halsstarrig an
einer absolut unrealistischen Idee festhal-
ten, die den Befürwortern unberechtigte
Hoffnungen, den Gegnern und der Fellba-
cher Bevölkerung unnötige Sorgen und
denjenigen, die einen Konsens für eine ver-
trägliche Lösung suchen, das Verhandeln 
schwer bis sogar unmöglich machen?“, sag-
te Palm. Die Stadt Fellbach werde ihre Ab-

lehnung in der jetzt beginnenden Anhö-
rung deutlich machen. Dazu rief Palm auch
die Fellbacher Bevölkerung auf. 

Die ohnehin schon kuriose Geschichte
des Nordostrings wird damit um ein weite-
res Kapitel reicher. Das grün geführte Lan-
desverkehrsministerium hatte den Nord-
ostring nämlich gar nicht zur Aufnahme in
den Bundesverkehrswegeplan vorgeschla-
gen. Es favorisiert den Bau einer neuen Ne-
ckarbrücke bei Remseck mit der Anbin-
dung an das bestehende Straßennetz. Den-
noch hatte der Bund wohl auf Anregung ei-
niger CDU-Abgeordneter und führender
Regionalpolitiker den Nordostring weiter
untersucht, die Baukosten auf rund 210
Millionen Euro beziffert und nun auch in
den Plan aufgenommen.

Die mehrspurige Straßenverbindung ist
seit Jahren umstritten: Die IHK, die CDU, 
die Freien Wähler und die FDP fordern den
Bau; SPD und Grüne, Umweltverbände und
die Städte Stuttgart und Fellbach sind da-
gegen. Der Streit könnte nun wieder aufle-
ben – bei der Debatte über den Regional-
verkehrsplan und bei der Bildung einer
neuen Landesregierung. Ein weiteres, von
der Region favorisiertes Projekt, die Filder-
auffahrt von der B 10 im Neckartal zur A 8
auf den Fildern, ist im Entwurf des Bundes-
verkehrswegeplans nicht enthalten. 

// Der Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 
und die Öffentlichkeitsbeteiligung unter 
www.bmvi.de

Stuttgart B 27, B 10, A 8: die 
Verkehrsplanung des Bundes löst 
mancherorts Kopfschütteln aus. 
Von unserer Redaktion

IM BUNDESVERKEHRSWEGEPLAN ENTHALTENE STRASSENBAUPROJEKTE IN DER REGION
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Utz Remlinger 
übernimmt die 
Verantwortung 
und gibt seinen 
Posten ab.
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